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Auf seiner Plenartagung im Februar 2019 gab das Europäische Parlament grünes Licht für zwei Leitinitiativen im Rahmen der 
Handelspolitik der Juncker-Kommission: das Handels- und das Investitionsabkommen zwischen der EU und Singapur, 
sowie die Einrichtung eines europäischen Rahmens für die Überprüfung ausländischer Direktinvestitionen.
Bei diesen richtungsweisenden Dossiers handelt es sich um zwei Aspekte eines grundlegenden Ansatzes: ein Europa, das 
seinen Unternehmen und Bürgerinnen und Bürgern Perspektiven eröffnet und ein Europa, das schützt.

SCHAFFUNG VON CHANCEN DURCH AUSGEWOGENE UND FORTSCHRITTLICHE 
HANDELSABKOMMEN

•	 Der globale Handel ist eine treibende Kraft für Wohlstand in der EU: so werden 36 Millionen Arbeitsplätze 
in der gesamten EU (ein Siebtel) durch Exporte gesichert.

•	 Seit November 2014, hat die Juncker-Kommission mit 15 Partnerländern neue und ausgewogene 
Handelsabkommen abgeschlossen und bereits mit ihrer Umsetzung begonnen.

•	 Heute können die Unternehmen und die Bürgerinnen und Bürger in Europa bereits die Vorteile des freien 
Handels mit 72 Ländern weltweit im Rahmen von 41 abgeschlossenen Abkommen nutzen, darunter 
auch mit Japan und Kanada.

•	 Über die Abkommen mit Japan und Kanada hinaus wurden vier weitere Handelsabkommen mit über 
dreizehn Ländern zum Abschluss gebracht und befinden sich zurzeit im Ratifizierungsverfahren.

•	 Darüber hinaus hat die Juncker-Kommission zwei weitere wichtige Verhandlungen (Mercosur und Mexiko) 
in die letzte Phase geführt

•	 und neue Verhandlungsprozesse mit fünf weiteren Ländern eingeleitet: Australien, Chile, Mexiko, 
Neuseeland und Tunesien.

„Unter meiner Präsidentschaft werde ich unmissverständlich klarstellen, dass ich nicht 
bereit bin, europäische Standards im Bereich Sicherheit, Gesundheit, Soziales, 
Datenschutz oder unsere kulturelle Vielfalt auf dem Altar des Freihandels zu 
opfern. … Ebenso wenig werde ich akzeptieren, dass die Rechtsprechung der Gerichte in 
den EU-Mitgliedstaaten durch Sonderregelungen für Investorenklagen eingeschränkt wird. In 
allen Phasen der Verhandlungen werde ich auf mehr Transparenz … bestehen.“

Jean-Claude Juncker während seiner Kandidatur für das Amt des Präsidenten der Europäischen 
Kommission,  

Politische Leitlinien für die nächste Kommission, 15. Juli 2014.
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1. Wirtschaftspartnerschaftsabkommen EU-Japan
Das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen EU-Japan trat im Februar 2019 in Kraft. Japan ist – nach China 
– der zweitwichtigste Handelspartner der EU in Asien; über 600 000 Arbeitsplätze in der EU hängen von 
Ausfuhren nach Japan ab. Die EU-Ausfuhren nach Japan werden voraussichtlich um 13 Mrd. EUR jährlich 
steigen, und ausführende Unternehmen aus der EU werden Zölle in der Größenordnung von 1 Mrd. EUR 
jährlich einsparen.

Beispiele für wirtschaftliche Vorteile:
•	 Ein Anstieg der Ausfuhren des EU-Agrar- und Nahrungsmittelsektors um das Dreifache wird erwartet.
•	 Unternehmen aus der EU werden an öffentlichen Ausschreibungen in 48 japanischen Städten und im 

japanischen Eisenbahnsektor teilnehmen können.
•	 Das Abkommen eröffnet neue Chancen für europäische Finanzdienstleister sowie Telekommunikations- 

und Verkehrsunternehmen.

Die Juncker-Kommission hat die Verhandlungen über ein 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Japan 
zum Abschluss gebracht. Das Abkommen trat im 
Februar 2019 in Kraft.

Möglichkeiten schaffen und die Globalisierung gestalten 

Auf die EU und Japan 
entfallen beinahe 

30 % des globalen 
BIP.

2. Umfassendes Wirtschafts- und Handelsabkommen EU-Kanada (CETA)
Das Handelsabkommen mit Kanada trat am 21.  September 2017 in Kraft. Durch die engen 
Wirtschaftsbeziehungen zu Kanada werden in Europa über eine Million Arbeitsplätze gesichert: So sind 
865  000 Arbeitsplätze von Ausfuhren abhängig und weitere 221  000EU-Arbeitnehmer sind Beschäftige 
kanadischer Unternehmen in der EU.

Beispiele für wirtschaftliche Vorteile:
•	 Durch CETA konnten bereits 98 % der kanadischen Zollabgaben beseitigt werden, die Unternehmen 

aus der EU sparen langfristig 590 Mio. EUR jährlich ein.
•	 Kanadische Behörden auf allen Ebenen begrüßen die Einreichung von Angeboten durch 

europäische Lieferanten.
•	 Buchprüfer, Architekten, Rechtsanwälte und Ingenieure werden demnächst mit der Anerkennung 

ihrer Qualifikationen in Kanada rechnen können.

3. Beziehungen zwischen der EU und den USA
Das Treffen von Präsident Juncker mit Präsident Trump im Juli 2018 und die von beiden Seiten vereinbarte 
Gemeinsame Erklärung hatten unmittelbar zur Folge, dass die EU und die USA nun daran arbeiten, die 
bestehenden Zölle auf Industriegüter abzuschaffen und ihre Zusammenarbeit im Bereich Handel zu vertiefen.
•	 Seit Juli 2018 setzen sich die EU und die USA im Rahmen der Hochrangigen Arbeitsgruppe EU-USA für 

die Umsetzung der in der Gemeinsamen Erklärung vereinbarten Maßnahmen ein.
•	 Im April 2019 nahmen die Mitgliedstaaten die Vorschläge der Kommission an, womit die EU förmliche 

Handelsverhandlungen mit den USA einleiten kann.
•	 Bei einem von Juli  2018 bis April  2019 verzeichneten Anstieg der Einfuhren um 121  % im Vergleich 

zum gleichen Zeitraum des Vorjahres erfüllt die EU bereits ihre Absichtserklärung, die Einfuhren von 
Sojabohnen aus den USA zu steigern. Mit einem Anteil von 72 % der gesamten EU-Sojaimporte sind 
die USA Europas wichtigster Lieferant. Am 29.  Januar kam die Kommission zu dem Schluss, dass die 
Sojabohnen aus den USA auch die technischen Anforderungen der EU für Biokraftstoffe erfüllen.



•	 Jüngste Zahlen zeigen auch einen Anstieg der Lieferungen von Flüssigerdgas aus den Vereinigten 
Staaten um 272 % seit dem Treffen zwischen Kommissionspräsident Juncker und Präsident Trump.

Ein Europa, das schützt

EUROPÄISCHE INTERESSEN SCHÜTZEN

Protektionismus bietet keinen Schutz. Europa steht für offenen und fairen Handel, doch sind wir keine naiven „Freihändler“. 
So werden wir innerhalb der durch multilaterale Regelungen gesetzten Grenzen alles dafür tun, um die Hersteller und 
Arbeitnehmer Europas gegen unlautere Handelspraktiken zu verteidigen. Offener Handel funktioniert nur bei fairen Regeln.

schützen insgesamt 

334 000 direkte 
Arbeitsplätze

unter anderem 

216 000 
Arbeitsplätze in der 
Stahlbranche

eingeführte 
Antidumping- und 
Ausgleichsmaßnahmen

Es wurde eine Vereinbarung zur Änderung der Handelsschutzregeln der EU getroffen. Die im Mai  2018 
in Kraft getretene Vereinbarung umfasste eine neue Antidumpingmethodik sowie eine Modernisierung 
der verfügbaren Instrumente, mit der in bestimmten Fällen die Verhängung höherer Zölle ermöglicht wird 
und mit denen den Sozial- und Umweltstandards Rechnung getragen wird. Bei voller Ausschöpfung des 
handelspolitischen Schutzrahmens gelten derzeit 135 Antidumping- und Ausgleichsmaßnahmen sowie drei 
Schutzmaßnahmen der EU.

Im März 2016 wurde eine Mitteilung zur Stahlindustrie vorgelegt, in der eine schnelle und umfassende 
Antwort der EU auf die Krise der Branche dargelegt wurde. Darin wurde eine ganze Bandbreite von 
Maßnahmen vorgestellt, die sich auf die Industriepolitik, und – was von entscheidender Bedeutung ist – auch 
auf die Handelspolitik erstrecken.

Seit April  2019 verfügt die EU erstmalig über einen Rahmen für die Überprüfung ausländischer 
Direktinvestitionen. In Erfüllung der Zusage von Präsident Juncker in seiner Rede zur Lage der Union von 
2017 wird dieses Instrument dazu beitragen, dass Europa seine grundlegenden Interessen schützen kann und 
die EU weiterhin über eine der offensten Investitionsregelungen weltweit verfügen kann.

Treffen zwischen dem Kommissionspräsidenten Jean-
Claude Juncker und dem Präsidenten Donald Trump

Daten bis zum 24. April 2019
Quelle: Europäische Kommission

Bei dem Marktanteil vom 
Jahr 2018 könnten sich die US-

Exporte von Flüssigerdgas in die 
EU bis 2023 mehr als verdoppeln.

Neue langfristige Verträge mit 
Unternehmen aus Polen und 

Spanien

Ankündigung eines neuen 
Flüssigerdgas-Terminals in 
Brunsbüttel, Deutschland

Im Januar 2019 waren 32 % 
der -Flüssigerdgas-Exporte der 

USA für die EU bestimmt.
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52 der geltenden Antidumping- und Ausgleichsmaßnahmen betreffen Stahlprodukte. Durch diese 
Maßnahmen werden 141 000 direkte Arbeitsplätze in der Branche geschützt (216 000 bei Berücksichtigung 
der Auswirkungen von Schutzmaßnahmen). Durch die Maßnahmen der Kommission wurden die ersten 
spürbaren Zeichen einer Erholung im Stahlsektor nach den durch die weltweite Überkapazität bedingten 
Krisen erkennbar: Die Produktion der EU stieg gegenüber 2016 um 4 %; nach früheren schweren Einbußen 
lag die Rentabilität 2017 zwischen 2 % und 8 %.

Seit November  2014 hat die EU neun Streitfälle im Rahmen der Welthandelsorganisation 
(WTO) gewonnen. Dadurch konnten diskriminierende Steuern, rechtswidrige Zollabgaben oder 
Ausfuhrbeschränkungen auf Schlüsselmärkten wie Russland, China, die Vereinigten Staaten und 
Südamerika beseitigt werden. Insgesamt ging es in diesen Fällen um EU-Ausfuhren in der Größenordnung 
von mindestens 10 Mrd. EUR jährlich.

Die EU konnte 88 Handelshemmnisse in mehreren Ländern beseitigen und damit für europäische 
Unternehmen in der Landwirtschaft und der Lebensmittel-, Automobil-, Luftfahrt-, IKT-, Elektronik-, 
Arzneimittel- und Kosmetikbranche erneut Exportmöglichkeiten schaffen. Das dadurch zusätzlich 
erschlossene Exportvolumen lag bei etwa 4,8 Mrd. EUR jährlich.

Eine stärker auf Inklusion und Transparenz ausgerichtete Handelspolitik
Die Juncker-Kommission…

begann damit, Vorschläge für 
neue Verhandlungsmandate zu 
veröffentlichen;

machte Vorlagen der EU, Berichte 
über die Verhandlungsrunden 
und die Ergebnisse der laufenden 
Verhandlungen öffentlich zugänglich;

richtete eine Beratungsgruppe zu Handelsabkommen 
ein. Mit ihrer Unterstützung kann die Kommission 
die Zivilgesellschaft einbeziehen und leichter 
verschiedene Perspektiven und Ansichten einer 
umfassenden und ausgewogenen Gruppe 
von Interessenträgern (Gewerkschaften, 
Arbeitgeberverbände, Verbrauchergruppen und andere 
Nichtregierungsorganisationen) berücksichtigen.

Europäische Standards und Werte verteidigen
•	 In allen neuen EU-Handelsabkommen ist ein umfangreiches Kapitel über die nachhaltige Entwicklung enthalten, das 

sozialen und ökologischen Standards Rechnung tragen soll.
•	 In dem mit Japan abgeschlossenen Partnerschaftsabkommen wird explizit auf die Ratifizierung und konkrete Umsetzung 

des Klimaschutzübereinkommens von Paris hingewiesen.
•	 In allen Verhandlungen über Handelsabkommen, die zum Thema Investitionsschutz geführt werden, kommt jetzt 

die neue Investitionsgerichtsbarkeit zur Sprache, durch die das umstrittene und wenig transparente Investor-Staat-
Streitbeilegungsverfahren ersetzt wird. Ein EU-Vorschlag zur Einrichtung eines multilateralen Investitionsgerichtshofs 
wird gegenwärtig mit allen interessierten internationalen Partnern erörtert.

•	 Darüber hinaus leitete die Juncker-Kommission die Umsetzung neuer Regeln zur Förderung einer verantwortungsvollen 
Beschaffung von Mineralien ein. Die neuen Regeln zielen darauf ab, Einfuhren von Mineralien, deren Abbau unter 
Einsatz von Zwangsarbeit erfolgt, zu unterbinden.

EINE HANDELSPOLITIK, DIE UNSEREN WERTEN RECHNUNG TRÄGT
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Die Juncker-Kommission begann mit der Umsetzung eines 
Vorschlags über „Mineralien aus Konfliktgebieten“, um der 
Finanzierung bewaffneter Gruppen durch Handel mit Mineralien eine 
Ende zu bereiten.
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Die Kommission legte einen Vorschlag für eine Rechtsvorschrift vor, die eine Stärkung des Prinzips der 
Gegenseitigkeit beim Zugang der Unternehmen aus der EU zu öffentlichen Aufträgen in anderen Ländern 
vorsieht.


